
  
Anwalt für Strafrecht: Gefährlicher Eingriff in den Bahnverkehr

  

Bei einem vollendeten gefährlichen Eingriff in den Bahnverkehr muss der Eingriff zu einer kritischen
Situation geführt haben, sodass es nur noch vom Zufall abhängt, ob jemand verletzt wird.

  

In seinem Beschluss vom 3. Dezember 2020 hat sich der Bundesgerichtshof (4 StR 371/20) mit der Frage
auseinandergesetzt, wann ein gefährlicher Eingriff in den Bahnverkehr nach § 315 Abs. 1 Nr. 2 StGB
vorliegt. Im vorliegenden Sachverhalt setzte sich der Beschuldigte auf eine Bahnsteigkante, wodurch seine
Beine in das Gleisbett ragten. Als eine Bahn herannahte, musste der Stadtbahnführer eine
Gefahrenbremsung durchführen. Durch eine Warnung seinerseits wurde niemand der Fahrgäste verletzt.
Daraufhin ordnete das Landgericht Hannover eine Unterbringung des Beschuldigten in einem
psychiatrischen Krankenhaus an. Die Revision des Beschuldigten führte zur Aufhebung des Urteils. Die
Gefahrenbremsung genügt nicht den Anforderungen zur Darlegung einer konkreten Gefahr für die
körperliche Integrität der Insassen im Sinne des § 315 Abs. 1 Nr. 2 StGB. Es ist somit zu keinem Beinahe-
Unfall gekommen.
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